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640. Verordnung: Festlegung von Warenkontingenten in der Ausfuhr
641. Verordnung: Ausstellung von Kontingentscheinen

640. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über die Fest-
legung von Warenkontingenten in der Ausfuhr

Auf Grund der §§ 12 und 13 des Außenhandels-
gesetzes 1984, BGBl. Nr. 184, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 377/1988 wird im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen verordnet:

§ 1. (1) Für die Ausfuhr der in der Anlage 1 zu
dieser Verordnung genannten Waren mit Ur-
sprungsland Österreich und Bestimmungsland Ver-
einigte Staaten von Amerika werden für die Zeit
vom 1. Jänner 1992 bis 31. März 1992 nach
Maßgabe der Anlage 1 mengenmäßige Ausfuhrkon-
tingente festgelegt. Im Rahmen dieser Kontingente
werden Ausfuhrbewilligungen nach Maßgabe der
nachstehenden Bestimmungen erteilt.

(2) Für die Ausfuhr der dieser Verordnung
unterliegenden Waren ist weiters ein amtlich
aufgelegtes Formular gemäß Anlage 2 der Verord-
nung des Bundesministers für Handel, Gewerbe und
Industrie über die Festlegung von Warenkontingen-
ten in der Ausfuhr, BGBl. Nr. 110/1986, in
dreifacher Ausfertigung erforderlich. Das Zollamt
hat die Ausfuhr in dem dafür vorgesehenen Feld zu
bestätigen.

(3) Der Ursprung der Ware in Österreich ist
durch Vorlage eines Ursprungszeugnisses im Sinne
des §4 des Zollgesetzes 1988, BGBl. Nr. 644,
nachzuweisen.

§ 2. Die Verteilung der Kontingente erfolgt nach
den Bewilligungsgrundsätzen des Außenhandelsge-
setzes 1984. Die Kontingente werden erstmalig auf
der Grundlage aller nach dem 16. Dezember 1991
eingelangten und am 19. Dezember 1991 vorliegen-
den Anträge, soweit diese ordnungsgemäß und
vollständig sind, unter den Antragstellern, die für
sich oder ihre Konzernunternehmungen in der Zeit
vom 1. Jänner 1988 bis 31. Dezember 1988 getätigte
Ausfuhren von in der Anlage 1 genannten Waren
mit Ursprungsland Österreich und Bestimmungs-

land Vereinigte Staaten von Amerika nachweisen,
verteilt. Zum Nachweis der Ausfuhr ist von den
Antragstellern mit dem Antrag dem Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten insbesondere
ein mit der zollamtlichen Austrittsbestätigung oder
einer Aufgabebestätigung eines öffentlichen Ver-
kehrsunternehmens versehenes Blatt 2 der Ausfuhr-
erklärung vorzulegen.

§ 3. (1) Liegen mehrere Anträge eines Antragstel-
lers vor, gelten sie für die Verteilung als ein Antrag.
Findet die in den Anträgen nach § 2 enthaltene
Gesamtmenge in dem jeweiligen Kontingent Dek-
kung, sind sämtliche Anträge in voller Höhe zu
befriedigen.

(2) Übersteigt die in den Anträgen nach § 2
enthaltene Gesamtmenge die Höhe des jeweiligen
Kontingents, bleibt jedoch die Gesamtmenge der
gemäß § 2 nachgewiesenen Lieferungen unter der
Höhe dieses Kontingents, ist der den nachgewiese-
nen Lieferungen entsprechende Teil des Kontin-
gents unter den Antragstellern nach Maßgabe der
nachgewiesenen Lieferungen aufzuteilen. Der ver-
bleibende Rest des Kontingents ist durch die nicht
durch nachgewiesene Lieferungen abgedeckte Ge-
samtmenge der Anträge zu dividieren und gemäß
dem sich so ergebenden Quotienten auf jene
Antragsteller aufzuteilen, die in ihren Anträgen
auch nicht durch nachgewiesene Lieferungen
abgedeckte Mengen beansprucht haben.

(3) Übersteigen nicht nur die in den Anträgen
nach § 2 enthaltenen Gesamtmengen, sondern auch
die Gesamtmenge der gemäß § 2 nachgewiesenen
Lieferungen die Höhe des jeweiligen Kontingents,
ist das Kontingent durch die Summe der nachgewie-
senen Lieferungen zu dividieren und gemäß dem
sich so ergebenden Quotienten auf die Antragsteller
nach Maßgabe der von ihnen jeweils nachgewiese-
nen Lieferungen aufzuteilen.

§ 4. Sind Kontingente auf Grund der erstmaligen
Verteilung nach den §§ 2 und 3 nicht erschöpft,
werden nach dem 19. Dezember 1991 einlangende
Anträge nach Maßgabe des Datums ihres Einlan-
gens berücksichtigt, bis das Kontingent erschöpft ist.
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Liegen mehrere Anträge vor, die am gleichen Tag
eingelangt sind und die zusammen den noch nicht
zugeteilten Rest des Kontingents übersteigen, ist
dieser Rest durch die Anzahl der Anträge zu
dividieren. Sodann sind jene Anträge, deren Höhe
den sich nach dem zweiten Satz ergebenden
Quotienten nicht überschreitet, in voller Höhe zu
befriedigen. Der verbleibende Rest des Kontingents
ist neuerlich durch die Zahl der verbleibenden
Anträge zu dividieren, und Anträge, die in dem sich
so ergebenden Quotienten Deckung finden, sind zu
befriedigen. Überschreiten schließlich sämtliche
Anträge den Quotienten, ist das Kontingent bzw.
dessen Rest auf sämtliche Anträge in gleicher Höhe
aufzuteilen.

§ 5. (1) Bewilligungen im Rahmen eines Kontin-
gents sind nach Ausnützung oder nach Ablauf der
Gültigkeitsdauer unverzüglich dem Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Angelegenheiten zu über-
mitteln.

(2) Wird auf Grund der rückgelangten Bewilli-
gungen, die auf das entsprechende Kontingent der
Anlage 1 dieser Verordnung angerechnet wurden,
festgestellt, daß diese ganz oder teilweise nicht
ausgenützt wurden, ist die nicht ausgenützte Menge
dem betreffenden Kontingent zuzuweisen und nach
Maßgabe des § 4 zur Verteilung zu bringen.

Schüssel

Anlage 1

6 4 1 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten über die Aus-

stellung von Kontingentscheinen

Auf Grund der Vereinbarung BGBl.
Nr. 537/1991 wird im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

§ 1. Zur Inanspruchnahme eines Vorzugszollsat-
zes für die Einfuhr von 1 000 t gebrochenem Reis
der Unternummer 1006 40 des Zolltarifes für
Verarbeitungsbetriebe zur Herstellung von Zube-
reitungen von Waren der Unternummer 1901 10
sind Kontingentscheine erforderlich.

§ 2. (1) Anträge auf Erteilung eines Kontingent-
scheines sind schriftlich unter Verwendung des
hiefür amtlich aufgelegten Musters beim Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Angelegenheiten, 1030
Wien, Landstraßer Hauptstraße 55—57, einzubrin-
gen.

(2) Der Antrag hat alle für die Beurteilung
erforderlichen Angaben zu enthalten, insbesondere:

a) Name, Firma und Wohnsitz bzw. Sitz des
Antragstellers;

b) genaue Warenbezeichnung, die so zu erfolgen
hat, daß eine zweifelsfreie Zuordnung zum
vorgesehenen Kontingent möglich ist;

c) Nummer des Zolltarifs und gegebenenfalls
ihre Unternummer;

d) Reingewicht (§ 8 Abs. 1 des Taragesetzes,
BGBl. Nr. 130/1955) der Ware in Kilo-
gramm;

e) Ursprungsland.

§ 3. Anträge können nur Berücksichtigung
finden, soweit sie ordnungsgemäß und vollständig
sind.

§ 4. Die Verteilung der Kontingente erfolgt auf
der Grundlage aller Anträge, die bis zum 15. des
Kalendermonates vor Beginn des Kontingentjahres
eingebracht sind. Liegen mehrere Anträge eines
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Antragstellers vor, gelten sie für die Verteilung des
Kontingentes als ein Antrag.

§ 5. Findet die Gesamtmenge aller Anträge in
der vorgesehenen Kontingentmenge Deckung,
sind sämtliche Anträge in voller Höhe zu
bewilligen.

§ 6. Ist das Kontingent auf Grund der erstmaligen
Verteilung nicht erschöpft, werden Anträge, die
nach dem 15. des Kalendermonates vor Beginn des
Kontingentjahres eingebracht werden, nach Maß-
gabe des Datums ihres Einlangens bewilligt, bis das
Kontingent erschöpft ist. Liegen mehrere Anträge
vor, die am gleichen Tag eingelangt sind und die
zusammen den noch nicht zugeteilten Rest des
Kontingentes übersteigen, ist dieser Rest nach
Maßgabe der Bestimmungen des § 7 auf die
Antragsteller aufzuteilen.

§ 7. Übersteigt die Gesamtmenge der Anträge die
Höhe eines Kontingentes, ist das Kontingent durch
die Zahl der Anträge zu dividieren. Sodann sind
jene Anträge, deren Mengen den sich nach dem
ersten Satz ergebenden Quotienten nicht über-
schreiten, in voller Höhe zu befriedigen. Der
verbleibende Rest ist neuerlich durch die Zahl der
verbleibenden Anträge zu dividieren; Anträge, die in
dem sich ergebenden Quotienten Deckung finden,
sind zu bewilligen. Übersteigen schließlich sämtliche
Anträge den Quotienten, so ist das Kontingent bzw.
der Kontingentrest auf sämtliche Anträge in
gleicher Höhe aufzuteilen.

§ 8. (1) Über die gemäß den vorstehenden
§§ 4 bis 7 zugeteilten Kontingentmengen sind vom
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten
Kontingentscheine auszustellen; diese stellen Be-
scheide nach dem Allgemeinen Verwaltungsverfah-

rensgesetz 1991, BGBl. Nr. 51, in der jeweils
geltenden Fassung dar.

(2) Der Kontingentschein hat jedenfalls die
Warenbezeichnung sowie die Unternummer des
Zolltarifs und die bewilligte Menge zu enthalten.

(3) Kontingentscheine können mit Auflagen und
Bedingungen verbunden werden. Sie sind zu
befristen und ihre Gültigkeitsdauer kann über
begründeten Antrag verlängert werden.

§ 9. (1) Im Rahmen der den Zollämtern
vorgelegten Kontingentscheine ist der Vorzugszoll-
satz bei der Zollbemessung anzuwenden.

(2) Einen Anspruch aus dem Kontingentschein
auf Anwendung des Vorzugszollsatzes hat der
Empfänger des Kontingentscheines nur, wenn er
Warenempfänger im Sinne der zollrechtlichen
Vorschriften ist.

(3) Kontingentscheine gelten nur für die
bewilligte Menge; eine Überschreitung dieser
Menge ist unzulässig.

§ 10. (1) Kontingentscheine sind nach Ausnüt-
zung oder nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer oder
bei einer Betriebseinstellung unverzüglich, längstens
innerhalb von zwei Wochen, vom Antragsteller an
die ausstellende Stelle vorzulegen.

(2) Wird auf Grund des rücklangenden Kontin-
gentscheines festgestellt, daß dieser ganz oder
teilweise nicht ausgenützt wurde, ist die nicht
ausgenützte Menge dem betreffenden Kontingent
zuzuweisen und nach Maßgabe der §§ 6 und 7 zur
Verteilung zu bringen.

Schüssel
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